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Liebe Bürgerinnen, 

liebe Bürger,
die letzte Sitzungswoche vor der parla-

mentarischen Sommerpause ist nun er-

folgreich zu Ende gegangen. Auch in die-

ser Woche sind wieder zahlreiche wich-

tige Gesetze der Koalition verabschiedet 

worden.  

Eine kleine Auswahl – die Reform des Se-

xualstrafrechts und die EEG-Reform – 

stelle ich Ihnen hier kurz vor. Alle ande-

ren wichtigen Gesetze können Sie in der 

folgenden Übersicht in Erfahrung brin-

gen. 

Trotz der intensiven Gesetzesberatungen 

lag auch in dieser Woche ein Großteil des 

Augenmerks auf dem Vereinigten König-

reich und den Nachwirkungen des Brexit-

Referendums. Auch im politischen Be-

trieb Deutschlands hat man das Gefühl, 

dass das ganze Ausmaß noch nicht voll-

ends realisiert wurde – ganz zu schwei-

gen von den Briten selbst.  

Der Europäische Rat hatte in der vergan-

genen Woche versucht erstmalig nach der 

Entscheidung für den Brexit Antworten 

zu finden - durch Konsultationen mit und 

ohne Großbritannien. Die einzelnen Er-

gebnisse dieses Treffens möchte ich 

Ihnen in diesem Brief aus Berlin zum ei-

nen zusammenfassen und zum anderen 

kommentieren. 

Am Ende dieser ersten parlamentarischen 

Jahreshälfte möchte ich mich für Ihr reges 

Interesse an meinem Brief aus Berlin be-

danken und Ihnen einen schönen Som-

mer und eine erholsame Urlaubszeit wün-

schen. Ich freue mich darauf, Ihnen nach 

der Sommerpause – sofern es bis dahin 

keinen Anlass gibt – weiterhin die aktu-

ellsten Entwicklungen aus dem politi-

schen Berlin zusenden zu dürfen. 

Da eine parlamentarische Sommerpause 

aber nicht mit Urlaub gleichzusetzen ist, 

werde ich selbstverständlich auch weiter-

hin im Wahlkreis unterwegs sein. Zögern 

Sie also nicht, mich einfach anzuspre-

chen oder mit meinem Büro einen Ge-

sprächstermin zu vereinbaren. 

Ich wünsche Ihnen nun viel Vergnügen 

und eine aufschlussreiche Lektüre. 

Herzliche Grüße,  

Ihr 
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Blick auf die aktuellen politischen Themen 
Europäischer Rat nach „Brexit“ • Sexualstrafrecht • EEG •                                                   

Praktikantenberichte von Marcel Schana und Anne Barth 

 

„Brexit“: 

Der erste Europäische Rat 

„danach“ 

ei Ihrem ersten Europäischen Rat 

nach dem Brexit-Referendum ha-

ben die Staats- und Regierungs-

chefs der EU das Ergebnis bedauert. Es 

herrschte Einigkeit darüber, dass spätes-

tens bis September eine Austrittserklä-

rung der britischen Regierung erwartet 

wird. Eine Hängepartie, wie es die Bun-

deskanzlerin formulierte, befürwortet in 

Europa niemand.  

Ich möchte betonen, dass es jetzt zu-

nächst einmal an Großbritannien selbst 

ist, zu erklären und festzulegen, wie es 

sein künftiges Verhältnis zur Europäi-

schen Union gestalten möchte, da sie den 

Artikel 50 aktivieren müssen. Ich möchte 

aber zugleich davor warnen, die Geduld 

der 27 übrigen EU-Staaten zu überstrapa-

zieren. Auch den Briten sollte an einer 

harmonischen „Scheidung“ gelegen sein. 

Dabei unterstütze ich die Bundeskanzle-

rin ausdrücklich, wenn sie sich gegen Ro-

sinenpickerei ausspricht und betont, dass 

ein Raus aus der EU merkbare Unter-

schiede zu einer Mitgliedschaft haben 

B 

Wichtigste in dieser Sitzungswoche 
verabschiedeten Gesetze 

 
 Gesetz zur Änderung des Strafgesetzbuches – 

Verbesserung des Schutzes der sexuellen Selbst-

bestimmung 

 Gesetz zur Regulierung des Prostitutionsgewer-

bes sowie zum Schutz von in der Prostitution tä-

tigen Personen 

 Integrationsgesetz  

 Gesetz zur Erleichterung des Ausbaus digitaler 

Hochgeschwindigkeitsnetze 

 Gesetz zur Änderung des Bundesfernmeldege-

setzes und weiterer Vorschriften 

 Gesetz zur Änderung des Vierten Buches Sozial-

gesetzbuch und anderer Gesetze  

 Gesetz zur Errichtung eines Transplantationsre-

gisters  

 Gesetz zur Änderung des Straßenverkehrsgeset-

zes und anderer Gesetze 

 Gesetz zur besseren Vereinbarkeit von Familie, 

Pflege und Beruf für Beamtinnen und Beamte 

des Bundes und Soldatinnen und Soldaten sowie 

zur Änderung weiterer dienstrechtlicher Vor-

schriften  

 Gesetz zur Änderung des Sachverständigen-

rechts und zur weiteren Änderung des Gesetzes 

über das Verfahren in Familiensachen und in 

den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts-

barkeit 

 Gesetz zur Einführung von Ausschreibungen für 

Strom aus erneuerbaren Energien und zu weite-

ren Änderungen des Rechts der erneuerbaren 

Energien 

 Gesetz zur Änderung arzneimittelrechtlicher 

und anderer Vorschriften 

 Gesetz zur Änderung des Bundesjagdgesetzes 
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muss. Informelle Verhandlungen und Ge-

spräche zum Brexit wird es mit Deutsch-

land aus guten Gründen nicht geben.  

In den kommenden Wochen wird es nicht 

um eine tiefere oder weniger tiefe europä-

ische Integration gehen, sondern um eine 

gemeinsame und erfolgreiche Gestaltung 

europäischer Politik. Alles was hilft die 

Solidarität zu stärken und die Fliehkräfte 

zu verringern, muss erlaubt sein, gedacht 

zu werden.  

Der französische Staatspräsident Hol-

lande, der italienische Ministerpräsident 

Renzi und die Bundeskanzlerin haben 

sich vor diesem Hintergrund im Vorfeld 

des Europäischen Rates auf drei prioritäre 

Bereiche eines gemeinsamen Handelns 

geeinigt. Diese ersten Punkte wurden auf 

dem informellen Teil des Rates unter den 

27 Mitgliedern debattiert: 

Innere und äußere Sicherheit:  

 Gemeinsamer Schutz der europäi-

schen Außengrenzen 

 Frieden und Stabilität in der euro-

päischen Nachbarschaft 

 Gemeinsamer Kampf gegen den 

Terrorismus 

 Gemeinsames Vorgehen gegen so-

ziale Ausgrenzung 

 Ausschöpfen des Potenzials einer 

gemeinsamen Außen-, Sicher-

heits- und Verteidigungspolitik 

Starke Wirtschaft und starker sozialer 

Zusammenhalt:  

 Wohlstandsversprechen an Bevöl-

kerung halten  

 mehr Wachstum, um Arbeitslosig-

keit zu bekämpfen und Arbeits-

plätze zu schaffen – insbesondere 

für junge Menschen 

 mehr Investitionen, um die Stärke 

unserer Wirtschaft im globalen 

Wettbewerb zu sichern 

 Politiken für ein starkes Unterneh-

mertum  

 Stärkung von Forschung, Innova-

tion, Aus- und Weiterbildung 

 Entwicklung der digitalen Wirt-

schaft in Europa für bessere 

Dienstleistungen, eine moderni-

sierte Industrie und Beschäftigung 

 Nutzung des Potenzials der Ener-

gie- und Klimapolitik zum Schutz 

der Umwelt 

Ambitionierte Programme für die Ju-

gend: 

 Stärkung der europäischen Initia-

tiven für Fort- und Weiterbildung, 

Unternehmertum und europawei-

ten Zugang zu Arbeitsplätzen für 

Jugendliche 

 

Bild: CDU Deutschlands 

Traditionell befasst sich der Europäische 

Rat im Juni mit Wirtschaftsthemen. Die-

ses Mal spielte dennoch das Thema Mig-

ration die größere Rolle im formellen Teil 

des Europäischen Rates. Die Staats- und 

Regierungschefs verständigten sich auf ei-

nen gemeinsamen Grenz- und Küsten-

schutz für sichere EU-Außengrenzen. Um 

die illegale Migration in die EU zu ver-

hindern und Fluchtursachen zu bekämp-

fen, sollen Partnerschaftsabkommen mit 

weiteren Flucht- und Transitländern ge-

schlossen werden. 

Der Europäische Rat stellte zudem fest, 

dass es bei der Umsetzung sämtlicher 

Maßnahmen der EU-Türkei-Agenda er-

hebliche Fortschritte gegeben habe. Daher 
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möchte die EU zur Bekämpfung der ille-

galen Migration nach dem Modell der EU-

Türkei-Vereinbarung rasch weitere Rück-

führungs- und Kooperationsabkommen 

abschließen, aber auch die entwicklungs-

politischen Instrumente der Mitgliedstaa-

ten besser aufeinander abstimmen. 

Um Arbeitsplätze zu schaffen, die Pro-

duktivität zu steigern und ein attraktives 

Umfeld für Investitionen und Innovation 

zu errichten, sei ein vertiefter und fairerer 

europäischer Binnenmarkt von entschei-

dender Bedeutung. Der Europäische Rat 

hat deshalb verschiedene Maßnahmen 

angekündigt. So geht es um die Beseiti-

gung von Hindernissen im Online-Han-

del, eine bessere grenzüberschreitende 

Portabilität, die Abschaffung der Ro-

amingaufschläge bis Juni 2017 und die 

Umsetzung des E-Government-Aktions-

plans. Neben Reformen des Urheber-

rechts und des Rechtsrahmens für audio-

visionelle Medien wurden auch hochleis-

tungsfähige Breitbandverbindungen in 

ganz Europa angekündigt. 

Der Rat würdigte die ersten konkreten Er-

gebnisse der Investitionsoffensive für Eu-

ropa und des Europäischen Fonds für 

strategische Investitionen (EFSI). Dieser 

Fonds sei ein wichtiger Beitrag zur Mobi-

lisierung von Privatinvestitionen, wobei 

knappe Haushaltsmittel intelligent einge-

setzt würden. 

Die Mitglieder des Europäischen Rates 

streben zudem ein stärkeres Europa in der 

Außen- und Sicherheitspolitik an. Die 

Zusammenarbeit zwischen der EU und 

der Nato wurde im Beisein von Nato-Ge-

neralsekretär Stoltenberg erörtert. Die 

Sanktionen gegen Russland wurden ver-

längert. 

Bis der nächste informelle Europäische 

Rat ohne Großbritannien im September in 

Bratislava unter slowakischer Ratspräsi-

dentschaft stattfinden wird, sollen ein 

konkreter Zeitplan und präzise Verpflich-

tungen formuliert werden, um Antworten 

auf die Herausforderungen zu finden, die 

sich aus dem Ergebnis des Referendums 

im Vereinigten Königreich ergeben. Auf 

diesem Rat sollen sich die Staats- und Re-

gierungschefs auf konkrete Projekte ver-

ständigen, die in den nächsten sechs Mo-

naten in Europa für Wachstum und Si-

cherheit sorgen und umgesetzt werden 

sollen.  

Nur weil Großbritannien sich verabschie-

den wird, hat sich die Aufgabe der Euro-

päischen Union Frieden zu sichern und 

Wohlstand zu mehren, Demokratie und 

Rechtsstaatlichkeit zu garantieren und 

Werte zu vermitteln nicht wesentlich ge-

ändert. Die Herausforderungen des 21. 

Jahrhundert sind durch das Votum der 

Briten für die verbliebenen Mitglieder 

nicht kleiner geworden. Auch Solidarität 

und Einigkeit in der EU sind nicht un-

wichtiger geworden. „Geeint in Vielfalt“ 

sind unser Ziel und unser aller Verantwor-

tung zugleich.  

 

Sexualstrafrecht: 

Aktuell zur Erbschaftssteuer 
 

Vor wenigen Wochen hat der Deutsche Bun-

destag mehrheitlich der Reform der Erb-

schafts- und Schenkungssteuer zugestimmt. 

Schon bei der Verabschiedung im Bundestag 

war klar, dass die Implementierung am Bun-

desrat scheitern könnte. Dies wird nun auch 

geschehen. Nicht nur die Grünen, sondern 

auch die SPD, die der Bundesvorsitzende Sig-

mar Gabriel nicht überzeugen konnte, haben 

zuletzt Stimmung gegen das Gesetz gemacht. 

Bei einer Ablehnung des Vermittlungsaus-

schusses werden die Fristen nicht mehr einzu-

halten sein. Der Fortgang der Reform scheint 

wieder offen – auch ein Scheitern ist nicht aus-

geschlossen. 
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„Nein heißt Nein“ – endlich! 

eben vielen anderen Gesetzen, 

haben wir in dieser Woche end-

lich das Sexualstrafrecht verab-

schieden können. Mit dieser Verschär-

fung schließen wir Strafbarkeitslücken 

und setzen in der Gesellschaft ein klares 

Zeichen: Wenn jemand einen sexuellen 

Kontakt nicht will, ist das ohne Wenn 

und Aber zu akzeptieren.  

Künftig reicht die Vornahme sexueller 

Handlungen gegen den erkennbaren Wil-

len des Opfers zur Strafbarkeit aus. Der 

Grundsatz „Nein heißt Nein“ verträgt 

keine Einschränkung und wird durch 

maßgeblich von der Unionsfraktion im 

parlamentarischen Verfahren vorange-

triebene Änderungen fest im Sexualstraf-

recht verankert.  

Mit den neuen strafrechtlichen Regelun-

gen geben wir auch die richtigen Antwor-

ten auf die Ereignisse in der Silvester-

nacht in Köln und an anderen Orten in 

unserem Lande, bei denen Frauen Opfer 

sexueller Übergriffe wurden. Zukünftig 

werden mittels eines neuen Straftatbe-

standes der sexuellen Belästigung auch 

das sogenannte Grabschen und solche 

Straftaten, die aus Gruppen heraus began-

gen werden, geahndet.  

Wenngleich auch das neue Gesetz keine 

Zivilcourage ersetzt und es auch in Zu-

kunft im Einzelfall schwer sein kann, Be-

weise für eine Vergewaltigung vorlegen 

zu können, um Richter von der Tat zu 

überzeugen, halte ich dieses Gesetz für 

notwendig und überfällig. Es schien aus 

der Zeit gefallen, dass ein klares Nein bis-

her im rechtlichen Sinne nicht Nein, son-

dern für den Täter „vielleicht ja doch“ 

hieß. Das stellen wir als Gesetzgeber nun 

zweifelsfrei klar. Gut so!  

EEG-Reform: 

Erneuerbare Energien             

im Wettbewerb 

mwelt- und Klimaschutz müssen 

ausgewogen gestaltet werden, so 

dass es auf der einen Seite nicht 

zu einer weiteren massiven Kostenexplo-

sion für Bürgerinnen und Bürger kommt 

N 

U 

Quelle: Fotolia, Thomas Reimer 
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und auf der anderen Seite der Klima-

schutz weiter effizient vorangebracht 

wird, damit die Erderwärmung auf zwei 

beziehungsweise 1,5 °C begrenzt werden 

kann.  

Schon heute befinden sich zunehmend 

viele Bürgerinnen und Bürger trotz sin-

kender Marktpreise für Strom in Stromar-

mut. Die EEG-Umlage ist um mehr als 4 

Cent pro kWh (200 Prozent) gestiegen. 

Trotz fallender Weltmarktpreise für 

Strom hat sich der Strompreis in Deutsch-

land seit 2002 um mehr als 60 Prozent er-

höht.  

 

Bild: Harald Walter 

Die Energiewende und der damit verbun-

dene Umwelt- und Klimaschutz sind in 

Deutschland im großen Maße akzeptiert. 

Wir als CDU/CSU-Bundestagsfraktion tra-

gen dafür die Verantwortung, dass die 

Akzeptanz bestehen bleibt und nicht 

durch Kostenexplosionen abgeschwächt 

wird. Der Balance aus Klimaschutz, Netz-

ausbau und Ausbau der erneuerbaren 

Energien trägt das von den Koalitions-

partnern erarbeitete Gesetz angemessen 

Rechnung.  

Aufgrund intensiver Zusammenarbeit in 

der großen Koalition sowie mit der EU-

Kommission können wir nunmehr die 

Weichen für den weiteren Ausbau der er-

neuerbaren Energien neu stellen. Wie im 

Koalitionsvertrag vorgesehen, schaffen 

wir den Übergang vom bisherigen System 

der Festvergütungen zu Strommengen-

ausschreibungen. Die Ausschreibungen 

beginnen 2017 und erfolgen aufgeteilt 

nach Windkraft auf See, Windkraft an 

Land, Photovoltaik und Biomasse. Die 

Ausschreibungsmengen sind so zu be-

messen, dass der Ausbaukorridor von 40 

bis 45 Prozent Anteil an erneuerbaren 

Energien im Jahr 2025 eingehalten wird. 

In den parlamentarischen Beratungen ha-

ben wir den Regierungsentwurf in kurzer 

Zeit an zahlreichen Stellen sinnvoll wei-

terentwickelt. Insbesondere wird der 

Ausbau der Windenergie auf See besser 

mit dem Stromnetzausbau an Land ver-

zahnt. Er wird in den Jahren 2021 bis 

2025 reduziert, weil bis dahin die erfor-

derlichen Stromtrassen noch nicht zur 

Verfügung stehen. Unter anderem wird 

auch die Härtefallregelung für energiein-

tensive Unternehmen angepasst, die Aus-

schreibung für alle Biogasanlagen geöff-

net und Windenergieanlagen an Land in 

sogenannten Netzausbaugebieten be-

grenzt. Über  Photovoltaik auf Ackerflä-

chen entscheiden in Zukunft die jeweili-

gen Bundesländer. 

Gemessen an den zahlreichen unter-

schiedlichen Interessen, die in der Frage 

der erneuerbaren Energien existieren, hat 

die Koalition einen sehr konstruktiven, 

ausgleichenden und zielorientierten Ge-

setzentwurf vorgelegt, der den Ausbau 

der erneuerbaren Energien nicht aus-

bremst und den Energiemarkt wieder 

mehr für Marktwirtschaft und Wettbe-

werb öffnet. Wettbewerb stützt die Ener-

giewende in Deutschland – nicht nur öko-

nomisch, sondern vor allem bei der Be-

völkerung – nachhaltig. Weitere Schritte 

zur erfolgreichen Umsetzung der Energie-

wende müssen dennoch folgen. Erneuer-

bare Energien können massentauglich nur 

dauerhaft eingesetzt werden, wenn das 



 

7 Brief aus Berlin  Juli 2016                                                                                                             
 

Stromnetz ausgebaut und Speicherkapa-

zitäten geschaffen wurden. Es bleibt nach 

wie vor viel zu tun.  

 

Marcel Schana: 

Praktikumsbericht 

ünf Wochen turbulenter Ereignisse 

liegen hinter mir. Kein Wunder, 

dass mir die Zeit als Praktikant wie 

im Flug ergangen ist. Kaum hier und 

schon wieder fertig. Freundlich empfan-

gen durch Ria Schulz und Johannes Dehn 

wurde mir am ersten Tag bewusst, wie 

komplex und weitläufig der Apparat hin-

ter dem öffentlich bekannten Reichstag 

ausfällt. Es sollte einige Tage dauern, bis 

ich mich im Verbund aus unterirdischen 

Wegen und häuserverbindenden Brücken 

zurechtfand.  Positiv überrascht durch die 

offene und herzliche Atmosphäre im 

Büro fühlte ich mich schnell wohl und 

dazugehörig, was mir von Anfang an 

große Freude an der Arbeit bereitete. Be-

stärkt wurde das Gefühl dadurch, dass ich 

nach dem ersten Arbeitstag gleich mit auf 

das Sommerfest der hessischen CDU Ab-

geordneten gehen durfte. […] 

Wahrscheinlich gehört eine ganze Menge 

Eigeninitiative dazu, doch wäre das Prak-

tikum niemals so verlaufen, ohne die gel-

tende Maxime des ganzen Büros das Ma-

ximum des Möglichen seinen Praktikan-

ten zu ermöglichen. In Markus Koobs 

Büro soll jeder Praktikant einen Einblick 

in die Arbeit des Abgeordneten erleben 

(!), nachvollziehen, worin seine Aufgaben 

und Verantwortungen liegen und was im 

Hintergrund geschehen muss, damit alles 

reibungsfrei vonstattengehen kann.  

Um diesen Anspruch gerecht zu werden, 

schickte Herr Koob mich gleich am fol-

genden Abend auf die Veranstaltung 

„Mittelstand trifft Politik“ in der parla-

mentarischen Gesellschaft. Allein von der 

Location schon eine einmalige Erfahrung, 

die darin noch bestärkt wurde, dass ich 

exklusiven Zugang zu Führungspersön-

lichkeiten aus Politik und Wirtschaft be-

kam. Anregende Gespräche und neue 

Kontakte erweiterten nicht nur mein Wis-

sen und Verständnis, sondern auch mein 

persönliches Netzwerk. Ähnliches sollte 

sich auf circa 20 weiteren Veranstaltun-

gen abspielen, sodass ich während der 

Sitzungswochen nur selten vor 23 Uhr 

„Feierabend“ hatte. 

Der Alltag war jedoch nicht nur durch 

Abendveranstaltungen geprägt, sondern 

auch durch tägliche Parlamentsarbeit, die 

sich konkret für mich in Recherche zum 

Investitionssteuergesetz und den Einar-

beiten in das neue Erbschaftssteuer- und 

Schenkungsgesetz äußerte. Begleiten 

durfte ich Markus Koob in seine Aus-

schuss- und AG-Sitzungen, wodurch ich 

nicht nur Einblicke in die Abläufe der Ge-

setzgebung bekam, sondern auch direkt 

mitverfolgen konnte, wie Politik inner-

halb einer Fraktion vonstattengeht.  

Ich führte Protokoll und berichtete an-

schließend über die Debatten. Wichtig 

war diese Aufgabe deshalb, weil Markus 

Koob neben dem Finanzausschuss auch 

ordentliches Mitglied im Ausschuss für 

F 

Ein Schlusswort … 
 

In dieser Woche wurde ebenfalls das so wichtige In-

tegrationsgesetz verabschiedet. Ich habe im Detail 

dazu schon im ersten Brief aus Berlin im Juni Stellung 

bezogen. Kurz zusammengefasst werden mit dem In-

tegrationsgesetz folgende Aspekte der Integration 

geregelt: Integrationskurse, Wohnsitzzuweisung, 

100.000 zusätzliche Arbeitsgelegenheiten, Rechtssi-

cherheit für Geduldete und Ausbildungsbetriebe, Zu-

gang zum Arbeitsmarkt, Mitwirkungspflichten, Leis-

tungseinschränkungen, Leistungssystem des Asylbe-

werberleistungsgesetzes, Erhalt des Ankunftsnach-

weises und vieles Weitere mehr. Das Gesetz ist ein 

Meilenstein in der deutschen Integrationspolitik. 
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Familie, Senioren, Frauen und Jugend ist. 

Dieser beginnt meist während der regel-

mäßig länger dauernden Finanzaus-

schusssitzung, weshalb es dort häufiger 

zu Überlagerungen kam. Markus Koob 

kann dabei selbstverständlich nur an ei-

ner der beiden Sitzungen teilnehmen.  

 
Leo Schmitt, Markus Koob, Jonny Kumar & Marcel Schana  

Abendveranstaltungen und Ausschusssit-

zungen nahmen bereits viel Zeit in An-

spruch, wurden jedoch noch ergänzt 

durch täglich anfallende Büroarbeit. 

Deutlich wurde mir dabei, dass ein guter 

Abgeordneter nur mit einem nahezu per-

fekt funktionierenden Team im Hinter-

grund funktionieren kann und jedes Mit-

glied hier besondere Verantwortung zu 

übernehmen hat!  

So hatte ich das Vergnügen Armin Grabs 

bei der Betreuung der Besuchergruppe 

aus dem Wahlkreis behilflich zu sein. Als 

ständiger Ansprechpartner auf den Ver-

anstaltungen durfte ich die Gruppe einige 

Tage begleiten, was auch einen Besuch 

mit damit verbundener Führung im Bun-

deskanzleramt einschloss.  

Den politischen Höhepunkt meines Prak-

tikums setzte unfreiwillig das Ergebnis 

des britischen Referendums zum Verbleib 

in der Europäischen Union. Als Zu-

schauer auf der Pressetribüne konnte ich 

direkt bei der 181. Sitzung des deutschen 

Bundestages dabei sein und so die Regie-

rungserklärung von Frau Dr. Angela Mer-

kel live miterleben. Mit Sicherheit ein 

Moment, den ich nicht vergessen werde!  

Insgesamt hat das Praktikum meine Er-

wartungen übertroffen. Ich konnte nicht 

nur thematisch tiefe Einblicke in die Bun-

despolitik bekommen, sondern hatte auch 

die Möglichkeit spannende Persönlich-

keiten kennenzulernen, was mir viel über 

die Arbeit in der Politik aufzeigte. Daher 

kann ich  allen, die sich prinzipiell für Po-

litik interessieren, ein Praktikum bei Mar-

kus Koob empfehlen. Es stellt nicht nur 

inhaltlich eine Horizonterweiterung dar, 

sondern bietet auch eine Möglichkeit, 

sich persönlich weiter zu entwickeln.  

Man sollte jedoch etwas Zeit mitbringen. 

Irgendwie vergingen die fünf Wochen so 

schnell, dass ich schon etwas wehmütig 

den Rückweg nach Frankfurt antreten 

musste. Ich freue mich daher umso mehr, 

dass es mit dem Praktikantenstammtisch 

eine Möglichkeit des im Kontaktbleibens 

gibt! An dieser Stelle daher nochmal 

mein Dank an Markus Koob und das 

ganze Team. Es war mir eine große Freude 

und Ehre zugleich!  

Anne Barth: 

Praktikumsbericht 

Die Einheit Europas war ein 

Traum Weniger. Sie wurde Hoffnung für 

Viele. Sie ist heute Notwendigkeit für 

alle.“- Konrad Adenauer 

Mit dem Thema Europa und EU begann 

auch mein Praktikum im Büro von Mar-

kus Koob. Direkt an meinem zweiten Tag 

hielt Bundeskanzlerin Angela Merkel ihre 

Regierungserklärung zum Brexit. Mein 

Mitpraktikant und ich hatten das Glück 

mit Presseausweisen uns die Rede und 

die darauffolgende Aussprachen ansehen 

zu können. Somit war es uns auch erlaubt 

„ 



 

9 Brief aus Berlin  Juli 2016                                                                                                             
 

Bilder zu machen. Wie oft sieht man so 

viele bekannte Politiker live auf einem 

Fleck?  

Spannend ging es diese Woche auch wei-

ter. Als Praktikant hat man in dem Bun-

destagsbüro von Markus Koob das Glück 

sich für fast alle Veranstaltungen anmel-

den zu können, an denen Markus Koob 

nicht teilnehmen kann. So konnte ich an 

einem Tag gleich an drei Veranstaltungen 

teilnehmen! Die beeindruckendste Veran-

staltung an diesem Tag war das 40-jährige 

Jubiläum des Mitbestimmungsgesetzes 

der Hans-Böckler-Stiftung. Diese fand in 

einer traumhaften  Kulisse statt im Deut-

schen Historischen Museum. Neben dem 

Glück eine Rede des Bundespräsidenten 

Joachim Gaucks zu hören, hatten wir 

auch noch die Gelegenheit mit ihm ein 

Foto zu machen, was den Abend nahezu 

perfekt machte.  

 

Durch eine einladende und angenehme 

Atmosphäre im Büro fühlt man sich 

gleich Willkommen und durch die ge-

meinsamen Mittagessen kommt es auch 

außerhalb des Büros zu tollen Gesprä-

chen. Durch die „Schnitzeljagd“ und dem 

Praktikantenordner fällt es einem leicht 

sich zurecht zu  finden. Neben den alltäg-

lichen Büroarbeiten, wie Briefe sortieren 

oder die Tagesordnungspunkte der Aus-

schüsse ausdrucken, die anfallen kann 

man in den Sitzungswochen mit zu den 

Ausschüssen und Arbeitsgruppen gehen. 

Eine tolle Erfahrung, weil man merkt, wie 

sehr Politiker auch innerhalb der Fraktion 

für ihre Meinung kämpfen. Am Ende geht 

man aus der Sitzung und hat die Erkennt-

nis, dass Politiker auch nur Menschen 

sind und größtenteils einen großartigen 

Job leisten und meist großen Sinn für Hu-

mor haben.  

In den Sitzungswochen ist es immer wie-

der etwas Besonderes, wenn man durch 

die Gänge der Gebäude läuft und an ei-

nem bekannten Politiker vorbeigeht. Sie 

von Angesicht zu Angesicht zu sehen ist 

etwas komplett anderes als auf der Bühne 

oder im Fernsehen. Die Tage des Prakti-

kums sind leider viel zu schnell rumge-

gangen. Zwei Wochen reichen sicherlich 

nicht aus, um einen tiefen Einblick in die 

Politik des Deutschen Bundestages zu be-

kommen, aber sie haben gereicht eine bes-

sere Übersicht über das politische Leben 

in Berlin zu haben. Unterstützung erhält 

man nicht nur von den Mitarbeitern des 

Büros Koob, sondern von vielen weiteren 

Mitarbeitern des Bundestags. Das Ziel 

von jedem ist, dass der Praktikant viel er-

lebt und tolle Möglichkeiten hat!  

Ich bin froh mich für dieses Praktikum be-

worben zu haben und glaube, dass es eine 

tolle Option für jede politikinteressierte 

Person ist ein Praktikum im Bundestag zu 

absolvieren, besonders im Büro Koob.  

Impressum und Kontakt 
 

Markus Koob MdB 
Platz der Republik 1 • 11011 Berlin  

Tel 030-227-75549 • Fax 030-227-76549 
markus.koob@bundestag.de 

 

Diese Veröffentlichung dient ausschließlich der Information. 
Sie darf während eines Wahlkampfes nicht zum Zweck der 

Wahlwerbung verwendet werden. 


